
Einwohnerrat Wettingen  2009-1729 
 
 
Postulat Thomas Bodmer vom 10. September 2009 betreffend Bekenntnis gegen eine 
Übernahme von Wettingen durch Baden 
 
 
 
Antrag: 
 
Der Gemeinderat Wettingen wird aufgefordert, sich zur Selbständigkeit Wettingens zu beken-
nen und sich so zu verhalten, dass das Ziel, die Unabhängigkeit zu erhalten, auf lange Sicht 
sichergestellt wird. 
 
 
Begründung: 
 
Baden beabsichtigt, Neuenhof zu übernehmen. Damit verliert Wettingen den Status als 
grösste Gemeinde des Kantons. Grösse allein bietet indessen keine Vorteile. So beabsichtigt 
Baden offenbar nicht, mit dem Zusammenschluss die zwangsläufig anfallenden Synergien zu 
nutzen und gewisse Doppelspurigkeiten zu eliminieren. Alle Kosten bleiben wie vorher, man 
rechnet einzig damit, dem Kanton weniger abführen zu müssen resp. vom Kanton zusätzliche 
Subventionen zu erhalten. 
 
Für Wettingen hätte eine Übernahme durch Baden verheerende Folgen: 
 
- Anhebung des Steuerfusses auf das hohe Badener Niveau 
- Steigerung der Verwaltungskosten auf das Badener Niveau 
- Verunmöglichung einer eigenständigen Verkehrspolitik mit den aus Baden bekannten Pfört-

neranlagen, Staus etc. 
- Keine Stelleneinsparungen in Wettingen aber Verlagerung sämtlicher Entscheidzentren 

nach Baden 
- Verlust der gemäss den Immobilienexperten Wüest und Partner höheren Standortattraktivi-

tät, Wertvernichtung 
- Arbeitsplatzverlust im Wettinger Gewerbe, weil Aufträge vermehrt an die näher beim 

Entscheidzentrum anzusiedelnden Badener Gewerbetreibenden vergeben würden 
- Zentralisierung der kulturellen Aktivitäten in Baden, Wettingen bekäme vielleicht - wenn 

überhaupt - die Hoheit im Bereich Sport 
 
Vorteile hätte eine Übernahme durch Baden auch dann nicht, wenn der 1. gemeinsame Stadt-
präsident in Wettingen wohnen würde. 
 
Ich habe selbst lange eine Fusion Baden-Wettingen befürwortet, habe jedoch dazugelernt und 
kann heute darin keine Vorteile mehr erkennen. Die Class Politique handelt nicht nach ratio-
nalen Kriterien und oft nicht im Interesse der Steuerzahler und der Bürger, weshalb an sich 
logische Regeln bei Gemeinden nicht immer stimmen. 
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